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Der folgende Umstand scheint ein Widerspruch in
sich zu sein. Auf der einen Seite erzielen Spendenauf-
rufe verschiedener Institutionen wie Bruder in Not,
Licht ins Dunkel, etc. Rekordergebnisse. Andererseits
bleiben Einnahmen, die auf gesetzlicher Basis für be-
hinderte Mitbürger erzielt werden sollen hinter den Er-
wartungen zurück. Dazu gehört auch die Kriegsopfer-
und Behindertenabgabe, die durch das Kriegsopfer- und
Behindertenabgabegesetz, LGBl. Nr. 27/1992, geschaf-
fen worden ist.

Die Zahl der Behinderten nimmt von Jahr zu Jahr zu;
vermehrt durch Arbeits- und Freizeitunfälle – und weit
über den Durchschnitt durch Verkehrsunfälle.

Die Kosten für die Betreuung der behinderten Men-
schen sind in den letzten Jahren gestiegen und steigen
noch immer. Während die Gehälter und Pensionen be-
dingt durch Einsparungsmaßnahmen eher geringer
werden.

Aus diesen Gründen muss im vermehrten Ausmaß
unsere Solidarität einsetzen.

Tatsache ist, dass in Zeiten, wo leider immer mehr der
Individualismus das Denken der Menschen bestimmt,
einige Veranstalter und auch Gemeinden bei der Einhe-
bung der Kriegsopfer- und Behindertenabgabe nicht
mehr jenes Engagement zeigen, wie es früher einmal vor-
handen war. Daher bittet der Tiroler Kriegsopfer- und
Behindertenfonds die Veranstalter bzw. die Herren Bür-

germeister und Gemeindesekretäre im Sinne der oben
angeführten Gedanken in Interesse unserer behinderten
Mitbürger und der Kriegsopfer besonders auf die Vor-
schreibung und Einhebung der Abgabe zu achten.

Es wird auch auf den Umstand hingewiesen, dass die
Gemeinden für die Einhebung eine Abgeltung in An-
spruch nehmen können. Außerdem wäre es wichtig zu
wissen, dass die Abgabe eine selbstständige Steuer dar-
stellt, deren Einhebung nicht davon abhängt, ob die je-
weilige Gemeinde die Vergnügungssteuer einhebt oder
nicht bzw. die an sich zu erhebende Vergnügungssteuer
ganz oder teilweise erlässt.

Auf die Kriegsopfer- und Behindertenabgabe kann
nicht verzichtet werden. Die Tatbestände des Gesetzes
sind sicher allen Herren Bürgermeistern und den Sach-
bearbeitern bekannt. Der Fonds erlaubt sich aus diesem
Grunde lediglich demonstrativ die abgabepflichtigen
Veranstaltungen anzuführen:

Erinnert werden darf, dass für Veranstaltungen nach
§ 6 Abs. 1 und 2 leg. cit. die Abgabe als Kartensteuer zu
entrichten ist.

a) für Sportveranstaltungen, die nicht unter § 3 lit. c
fallen, mit 5 v. H. und

b)in allen übrigen Fällen mit 10 v. H. einzubehalten.
Bemessungsgrundlage ist der Nettoeintrittspreis

(Bruttopreis nach Abzug der Vergnügungs- und Um-
satzsteuer).
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Als Pauschsteuer nach § 6 Abs. 4 ist die Abgabe ein-
zubehalten für

a) den Besuch von Spielbanken ATS 25,– je Besucher
und Tag,

b) vergnügungsparkmäßige Veranstaltungen ATS 50,–
je Anlage und Tag,

c) das Halten von Spielapparaten, die nach dem Tiro-
ler Veranstaltungsgesetz 1982 anmeldepflichtig sind, so-
weit sie nicht unter lit. f fallen, ATS 75,– je Spielapparat
und angefangenem Monat,

d) Tanzveranstaltungen, Varietés u. a. 50 Groschen je
angefangenem Quadratmeter Veranstaltungsfläche und
Tag, mindestens aber ATS 50,– je Tag,

e) das Halten von Musikanlagen (Musikboxen) an öf-
fentlichen Orten ATS 100,– je Anlage und angefange-
nem Monat,

f) das Halten von automatischen Kegel- oder Bow-
lingbahnen ATS 50,– je Bahn und angefangenem Monat,

g) das Halten von Spielapparaten, die nach dem Tiro-
ler Veranstaltungsgesetz 1982, LGBl. Nr. 59/1982, be-
willigungspflichtig sind ATS 100,– je Spielapparat und
angefangenem Monat. Die Abgabe erhöht sich um
100 v. H., wenn mehr als drei Spielapparate im Aufstell-
ort zu einer organisatorischen Einheit zusammenge-
stellt sind (§ 6 Abs. 5),

h) für Veranstaltungen, die nicht unter lit.a bis g fal-
len, ATS 50,– je Tag,

i) das Offenhalten von Gastgewerbebetrieben nach
§ 2 lit. b ATS 5,– je angefangene Stunde und Tag.

Sollten noch offene Fragen vorhanden sein, so ertei-
len die beiden Organisationseinheiten gerne Auskunft:

Abt. Sozial- und Behindertenhilfe (ehemals Abt. Va)
Tel.Nr. 0512/508-2590

Tiroler Kriegsopfer- und Behindertenfonds
Tel.Nr. 0512/581746

9.
Abwicklung der Bundes- und Landesförderung 

bei Baumaßnahmen im Bereich Siedlungswasserwirtschaft

Mit Schreiben der Abteilung Wasserwirtschaft vom
13. März1996, VIh-344/01/568, wurde landesintern die
Vorgangsweise („Ablaufschema“) für die Bearbeitung
der Förderungsverträge der Kommunalkredit Austria
AG (damals noch Österreichische Kommunalkredit AG)
festgelegt. Diese Regelung hatte bis inklusive der 23. Sit-
zung der Kommission in Angelegenheiten der Sied-
lungswasserwirtschaft am 5. April 2000 Gültigkeit.

Ab der 24. Sitzung am 28. Juni 2000 haben sich in der
Abwicklung der Förderungszusage auf Bundesebene
aber Änderungen ergeben, die auch Auswirkung auf die
landesinterne Bearbeitung der Förderungsverträge ha-
ben.

Neu ist:
1.) Die Kommunalkredit Austria AG (KKA AG)

übermittelt dem Förderungsnehmer den von der Kom-
munalkredit Austria AG unterfertigten Förderungs-
vertrag nur noch in einfacher Ausfertigung (bisher in
zweifacher Ausfertigung); dieser verbleibt beim Förde-
rungswerber und braucht nicht mehr an die Kommu-
nalkredit Austria AG übermittelt werden.

2.) Dem Förderungsvertrag ist eine Annahmeerklä-
rung angeschlossen. Diese Annahmeerklärung ist ge-

mäß nachfolgend beschriebenem Ablaufschema der
Kommunalkredit Austria AG zu übermitteln.

3.) Der Förderungsnehmer legt mit dem Original der
Annahmeerklärung auch das Original der „Erklärung
des Darlehensgebers“ gemäß nachfolgend beschriebe-
nem Ablaufschema (neu) der Kommunalkredit Austria
AG vor.

Vorgangsweise hinsichtlich der Landesmittel:
Die bisher erforderliche Bestätigung der Landes-

mittel in den beiden Förderungsverträgen (alt) durch die
Abteilung Wasserwirtschaft auf Basis einer erfolgten
schriftlichen Landesmittelzusage des zuständigen Lan-
desregierungsmitgliedes entfällt.

Die Landesmittel können nunmehr an der entspre-
chenden Stelle im Finanzierungsplan der (neuen) An-
nahmeerklärung durch den Antragsteller auf Basis
einer erfolgten, schriftlichen Landesmittelzusage selbst
eingetragen werden und bedürfen vorerst keiner Be-
stätigung durch die Abteilung Wasserwirtschaft.

Die Bestätigung der Landesmittel durch die Abtei-
lung Wasserwirtschaft erfolgt für die ab der 24. Kom-
missionssitzung zugesicherten Bauvorhaben erst im
Zuge der finanziellen Kollaudierung.
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Ablaufschema (Stand: 16. Februar 2001):
Zusammengefasst stellt sich somit das neue Ablauf-

schema wie folgt dar:
• Die Annahme des seitens der Kommunalkredit Aus-

tria AG übermittelten Förderungsvertrages (1-fach)
ist durch Unterfertigung der gleichzeitig zugesand-
ten Annahmeerklärung vom Antragsteller (För-
derungswerber) rechtsverbindlich zu bestätigen.
Laut Auskunft der Abteilung Gemeindeangelegen-
heiten erfolgt dies
a) bei Gemeinden durch Unterfertigung von drei Ge-

meindevorstandsmitgliedern (z.B. Bürgermeister,
Vizebürgermeister, ein weiteres Gemeindevor-
standsmitglied),

b) bei (Ab-)Wasserverbänden nach TGO (Tiroler
Gemeindeordnung) durch Unterfertigung von
drei Verbandsausschuss-(-versammlungs-)-mit-
gliedern (z.B. Obmann, Obmannstellvertreter, ein
weiteres Verbandsausschuss(-versammlungs-)mit-
glied,

c) bei (Ab-)Wasserverbänden und Genossenschaften
nach dem WRG durch Unterfertigung laut Satzung.

Der zugrundeliegende Gemeinderats-/Genossen-
schafts-/Verbandsbeschluss des zuständigen Kolle-
gialorgans (Gemeinderat, Verbandsversammlung,
Mitgliederversammlung) ist zu zitieren.

• Die so vom Antragsteller (Förderungswerber) unter-
fertigte Annahmeerklärung und das Original der
„Erklärung des Darlehensgebers“ wird dann
a) bei Gemeinden an die zuständige Bezirkshaupt-

mannschaft,

b) bei (Ab-)Wasserverbänden nach TGO (Tiroler
Gemeindeordnung) an die Abteilung Gemeindeange-
legenheiten und

c) bei (Ab-)Wasserverbänden und Genossenschaften
nach WRG (Wasserrechtsgesetz) an die Abteilung Was-
ser- und Energierecht (einschließlich der nur bei die-
sen (Ab-)Wasserverbänden erforderlichen Haftungser-
klärungen)
zwecks Bestätigung der Rechtmäßigkeit der Unter-
schriften übersandt.

Das Original des Förderungsvertrages verbleibt
beim Antragsteller!

• Von der zuständigen Bezirkshauptmannschaft, der
Abteilung Gemeindeangelegenheiten oder der Ab-
teilung Wasser- und Energierecht wird die Annah-
meerklärung und das Original der „Erklärung des
Darlehensgebers“ der Abteilung Wasserwirtschaft
übermittelt.

• Die Abteilung Wasserwirtschaft schickt dann die
vollständig unterfertigte Annahmeerklärung und das
Original der „Erklärung des Darlehensgebers“ an die
Kommunalkredit Austria AG nach Wien. Eine
Kopie der Annahmeerklärung und der „Erklärung
des Darlehensgebers“ erhält der Antragsteller (För-
derungswerber) sowie das zuständige Baubezirks-
amt – FB seitens der Abteilung Wasserwirtschaft zu-
gesandt.

Abt. Wasserwirtschaft 
Zahl VIh-344/01/720 vom 20. Februar 2001
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10.
Übersicht über die genehmigten Darlehen, Haftungsübernahmen und Leasingverträge 

der Gemeinden und Gemeindeverbände Tirols 2000 nach Zweckbestimmung
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November 2000 Dezember 2000
(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise 96
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 106,4 106,6

Index der Verbraucherpreise 86
Basis: Durchschnitt 1986 = 100 139,2 139,4

Index der Verbraucherpreise 76
Basis: Durchschnitt 1976 = 100 216,3 216,7

Index der Verbraucherpreise 66
Basis: Durchschnitt 1966 = 100 379,5 380,2

Index der Verbraucherpreise I
Basis: Durchschnitt 1958 = 100 483,6 484,5

Index der Verbraucherpreise II
Basis: Durchschnitt 1958 = 100 485,1 486,0

Der Index der Verbraucherpreise 1996 (Basis: Durchschnitt 1996 = 100) für
den Kalendermonat Dezember 2000 beträgt 106,6 (vorläufige Zahl) und ist
somit gegenüber November 2000 (106,4 endgültige Zahl) um 0,2% gestiegen
(November 2000 gegenüber Oktober 2000: +0,4%). Die Steigerungsrate
gegenüber Dezember 1999 beträgt 2,6% (November 2000/1999: +3,1%).

V E R B RAU C H E R P R E I S I N D E X  
F Ü R  D E Z E M B E R  2 0 0 0

(vorläufiges Ergebnis)
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11.
Volkszählung 2001 – Zähhlorgane

Die Statistik Österreich hat gemeinsam mit dem
Österreichischen Städtebund einen Vertragsentwurf für
einen Werkvertrag für die Zählorgane ausgearbeitet und
diesen Mustervertrag dem Bundesministerium für Fi-
nanzen und dem Bundesministerium für soziale Sicher-
heit zur Stellungnahme vorgelegt. Nachstehend wird der
wesentliche Inhalt der Stellungnahmen bekannt gegeben:

Bundesministerium für Finanzen:
Die Tätigkeit von Zählorganen, die auf Grundlage des

vorgelegten Vertrages erfolgt, führt aufgrund des aus-
geprägten Unternehmerwagnisses (§ 8 – Vertretungs-
befugnis, § 9 – erfolgsabhängige Entlohnung, § 10 – kein
Kostenersatz, § 11 – Zielschuldverhältnis), einkom-
mensteuerrechtlich zu gewerblichen Einkünften § 23
EStG).

Es wird darauf hingewiesen, dass nach der Regie-
rungsvorlage vom Budgetbegleitgesetz 2001/2002 Be-
züge von öffentlich-rechtlichen Bediensteten (Beam-
ten) des Bundes aus Nebentätigkeit i. S. d. § 37 Abs. 1
des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 und von ver-
traglich Bediensteten des Bundes aus vergleichbaren
Tätigkeiten sowie von öffentlich Bediensteten anderer
Gebietskörperschaften aufgrund vergleichbarer Rege-
lungen im Jahr 2001 zu nichtselbstständigen Einkünf-
ten führen (Z 9 i. V. m. Z. 48 der Regierungsvorlage zum
Budgetbegleitgesetz 2001/2002).

Bundesministerium für soziale Sicherheit und Ge-
nerationen:

Die Tätigkeit von Zählorganen, die auf Grundlage des
vorgelegten Vertrages erfolgt, ist ausgehend von der
steuerrechtlichen Beurteilung, dass diese Tätigkeit zu
gewerblichen Einkünften nach § 23 EStG 1988 führt,
aus sozialversicherungsrechtlicher Sicht als selbststän-
dige Erwerbstätigkeit im Sinne des § 2 Abs. 1 Z. 4 GSVG
zu qualifizieren. Für diese Beurteilung sprechen insbe-
sondere der geschuldete Erfolg (zeitgerechte Abgabe
der ordnungsgemäß ausgefüllten Zählpapiere) und die
erfolgsabhängige, vom Zeitaufwand unabhängige Ent-
lohnung nach den §§ 9 und 11 des Vertragsentwurfes so-
wie die Durchführung auf eigenes Risiko und mit eige-
nen Betriebsmitteln und kein eigener Ersatz der Fahrt-
kosten und sonstigen Spesen nach § 10 des Vertrags-
entwurfes.

Ergänzend ist hiezu anzumerken, dass die Tätigkeit
von Zählorganen, die in einem öffentlich-rechtlichen

Dienstverhältnis zur Gemeinde bzw. Stadt stehen, als
Nebentätigkeit zu qualifizieren ist, deren Entgelt gemäß
§ 19 Abs. 1 Z. q lit. f B-KUVG der Beitragsgrundlage
nach dem B-KUVG hinzuzuschlagen ist und hiefür
Krankenversicherungsbeiträge zu entrichten sind.
Üben Vertragsbedienstete diese Tätigkeit aus, so stellt
diese einen Ausfluss aus dem Dienstverhältnis zur Ge-
meinde bzw. Stadt dar; das daraus resultierende und nach
dem Budgetbegleitgesetz 2001 lohnsteuerpflichtige
Entgelt ist daher der Beitragsgrundlage gemäß § 49
ASVG hinzuzurechnen und führt damit zur Beitrags-
pflicht nach dem ASVG.

Das bedeutet, dass bei Verwendung des Musterver-
trages (siehe Anhang A) gewährleistet ist, dass die Tätig-
keit von Zählorganen als selbständig gewertet wird und
der Gemeinde dadurch keinerlei zusätzliche Kosten
(Arbeitgeberbeiträge) erwachsen.

Zu beachten ist jedoch, dass sowohl für Beamte als
auch für Vertragsbedienstete der Gemeinde die Zähler-
tätigkeit als Nebentätigkeit zu qualifizieren ist und da-
mit zu nichtselbstständigen Einkünften führt, die lohn-
steuerpflichtig sind und der Beitragspflicht gemäß § 49
ASVG hinzuzurechnen sind.

Dazu nachstehend der § 25 (1) Z 4 Einkommensteu-
ergesetz 1988 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes
2001:

§ 25 (1) Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit
(Arbeitslohn) sind:

4. c) Bezüge von öffentlich-rechtlichen Bediensteten
(Beamten) des Bundes aus Nebentätigkeiten im Sinne
des § 37 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 und
vertraglich Bediensteten des Bundes aus vergleichbaren
Tätigkeiten sowie öffentlich Bediensteten anderer Ge-
bietskörperschaften aufgrund vergleichbarer gesetz-
licher Regelungen.

Die Zählertätigkeit von Beamten und Vertragsbe-
diensteten, die in keinem Dienstverhältnis zum Auf-
traggeber „Gemeinde“ stehen (z. B ein Beamter der
STATISTIK ÖSTERREICH fungiert als Zählorgan der
Gemeinde Wien), ist keine Nebentätigkeit und gilt da-
her als selbstständig.

Entgelt für das Zählorgan
Von der Statistik Österreich wurde keine Empfeh-

lung hinsichtlich der Höhe der Zählerentschädigung ab-
geben. Es ist jeder Gemeinde selbst überlassen, diese
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Höhe festzusetzen. Sinnvoll schiene es jedoch, wenn
sich Gemeinden einer Region, Städte vergleichbarer
Größenordnung etc. hinsichtlich der Beträge abspre-
chen, um nicht allzu große Diskrepanzen zwischen den
einzelnen Entschädigungssätzen entstehen zu lassen.

Gemeindeentschädigung
Die Gemeindeentschädigung für die gesamte Groß-

zählung (Volkszählung, Gebäude- und Wohnungszäh-
lung und Arbeitsstättenzählung) wurde im Finanzaus-
gleichsgesetz geregelt. Die Höhe des Betrages ergibt
sich aus der Einwohnerzahl bezogen auf das Ergebnis
der VZ 1991, wobei für Gemeinden unter 20.000 Ein-
wohner rund ATS 14,– je Einwohner (Hauptwohnsitz)
und für die größeren Gemeinden (inkl. Statutarstädte)

rund ATS 62,– je Einwohner als Berechnungsgrundlage
dienen.

Zusammenfassend wird festgehalten, dass mit den
Zählorganen ein schriftlicher Werkvertrag nach dem in
der Anlage angeführten Muster abzuschließen ist. Sind
Bedienstete der Gemeinde außerhalb der Dienstzeit als
Zählorgane tätig, so stellt dies eine Nebentätigkeit dar.
Die Vergütung für die Nebentätigkeit ist lohnsteuer-
pflichtig und bei Bediensteten, die nicht Gemeindebe-
amte sind, sozialversicherungspflichtig. Die Vergütung
für die Nebentätigkeit von Gemeindebeamten ist nach
§ 4 Abs. 2 lit. a des Gemeindebeamten-Kranken-und
Unfallfürsorgegesetzes 1998, LGBl. Nr. 98/1998 i. d. F.
LGBl. Nr. 42/1999, krankenversicherungspflichtig je-
doch nicht pensionsbeitragspflichtig.

Anlage

Gemeinde (Bezirk): Zählersprengel Nr. ...............................

Zählorgan: Familien- und Vorname: Vertrags- und
Ausweis-Nummer: ..............................

Werkvertrag
abgeschlossen zwischen der Gemeinde ....................................................................  und

Herrn/Frau ....................................                                 .....................................................................................................
akad. Grad Familien- und Vorname

Sozialversicherungs-Nummer: ........................................................ geb. am: .......................................

wohnhaft in: .......................................................................................................................................................................

Telefon privat: .........................................................               Telefon Dienststelle: .........................................................

im Folgenden Zählorgan genannt.

§ 1 Den Gegenstand dieses Vertrages bildet die Durchführung der nachfolgend näher bezeichneten Erhebungen
im Rahmen der Großzählung 2001.

§ 2 Das Zählorgan hat in der Woche vom ............................... an einer Instruktion im zuständigen ...........................
teilzunehmen. Bei dieser erhält das Zählorgan gegen Empfangsbestätigung, welche einen Bestandteil dieses Ver-
trages bildet, die Unterlagen für die Großzählung 2001 sowie einen Ausweis, der es als Erhebungsorgan legi-
timiert.

§ 3 Das Zählorgan verpflichtet sich, die ausgefolgten Zählpapiere nach vorheriger Ankündigung des Termins für
die Austeilung an die Einwohner/innen des Erhebungsgebietes zu übermitteln. Die vorgesehenen Zählpapiere
sind von diesen selbst auszufüllen. Wenn eine Selbstausfüllung nicht - oder nicht vollständig - möglich ist (zB
bei älteren Personen bzw. bei Ausländer/innen), sind die Angaben im Wege mündlicher Befragen festzustellen.
Die Erhebung ist nach den bei der Schulung gegebenen Instruktionen durchzuführen.

§ 4 Die Zählpapiere sind durch das Zählorgan ab ....... Mai 2001 nach vorheriger Ankündigung wieder einzusam-
meln und auf vollständige Ausfüllung zu überprüfen.
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§ 5 Die Abgabe der Zählpapiere hat nach telefonischer Terminvereinbarung mit dem Zählungsreferenten bzw. die
Zählungsreferentin bis spätestens ......................................... nach der vorgegebenen Legeordnung im Objekt-
bogen zu erfolgen. Das Zählorgan hat bei der Abgabe der Zählpapiere von sich aus mündlich zu den einzelnen
Adressen, bei welchen Abweichungen von den vorliegenden Unterlagen festgestellt werden, Auskunft zu geben.
Gleichzeitig ist der Ausweis für Zählorgane dem Zählungsreferenten bzw. der Zählungsreferentin rückzu-
erstatten.

§ 6 Das Zählorgan ist gemäß § 4 Volkszählungsgesetz 1980 und § 17 Bundesstatistikgesetz 2000 über alle perso-
nenbezogenen Daten, die ihm in Wahrnehmung dieser Tätigkeit, und über alle Tatsache, die ihm bei der statisti-
schen Erhebung zur Kenntnis gelangt sind, zur Verschwiegenheit verpflichtet. Eine Verletzung der Verschwie-
genheitspflicht unterliegt den Straffolgen gemäß § 9 Volkszählungsgesetz 1980 und § 310 Strafgesetzbuch 1974.

§ 7 Das Zählorgan verpflichtet sich den Zählungsreferenten bzw. die Zählungsreferentin unverzüglich telefonisch in
Kenntnis zu setzen, wenn vorhersehbar ist, dass die Vertragserfüllung nicht oder nicht zeitgerecht möglich ist.

§ 8 Das Zählorgan kann sich in seiner Tätigkeit vertreten lassen, wobei es jedoch Sorge zu tragen hat, dass die Ver-
tretung über den Inhalt dieses Vertrages – insbesondere über die Verschwiegenheitsbestimmungen – nachweis-
lich unterrichtet und ein Ausweis für den Vertreter ausgestellt wird.

§ 9 Für die Teilnahme an der Instruktion erhält das Zählorgan kein Entgelt. Für die ordnungsgemäße Erbringung
der Leistung nach diesem Vertrag, d. h. die zeitgerechte Abgabe der ordnungsgemäß ausgefüllten Zählpapiere,
erhält das Zählorgan für jedes dem Zählungsreferenten übergebene Formular je Formularart folgenden Betrag:

§ 9 Personenblatt ATS ...........................
Wohnsitzerklärung ATS ...........................
Gebäudeblatt ATS ...........................
Wohnungsblatt ATS ...........................
Arbeitsstättenblatt ATS ...........................

§ 10 Das Zählorgan hat die ihm übertragenen Aufgaben auf eigenes Risiko und mit eigenen Betriebsmitteln durch-
zuführen. Alle anfallenden Fahrtkosten und sonstigen Spesen sind in den angeführten Entschädigungssätzen
enthalten. Das Entgelt wird auf das Konto des Zählorgans überwiesen.

§ 11 Das Zählorgan verliert den Anspruch auf Vergütung, wenn die Termine gemäß §§ 3, 4 bzw. 5 versäumt wer-
den, oder die Zählpapiere nicht in ordnungsgemäßem Zustand übergeben werden. Der Anspruch auf Vergü-
tung wird jedoch nicht bewirkt, wenn das Zählorgan an der Einhaltung der Termine durch ein unvorhergese-
henes oder unabwendbares Ereignis im Sinne des § 146 ZPO nachweislich verhindert war. Diesen Nachweis
hat das Zählorgan zu erbringen.

§ 12 Für alle aus diesen Vertrag entstehenden Streitigkeiten vereinbaren die Vertragsteile im bezirksgerichtlichen
Verfahren die ausschließliche Zuständigkeit des Bezirksgerichtes ................................. und im Verfahren vor
den Gerichtshöfen die ausschließliche Zuständigkeit des Landesgerichtes für Zivilrechtssachen ........................

Gemeindeorgan Zählorgan
..................................., am ...........................
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